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VON OTTO LUCHTERHANDT 
 

I. Einleitung: Die „Srebrenica-
Entscheidung“ als Präjudiz 

 

Am 2. August 2001 verurteilte die 1. 
Strafkammer des Internationalen Straf-
gerichtshofes für das ehemalige Jugosla-
wien (ICTY; hier im Weiteren abge-
kürzt: Gericht) den bosnisch-serbischen 
General Radislav Krstić u.a. wegen 
Völkermordes gemäß Art. 4 des Ge-
richtsstatuts1 zu 46 Jahren Freiheitsent-
zug.2 Die Kammer sah es als erwiesen 
an, dass Kristić für die Ermordung von 
ca. 8000 Muslime im Juli 1995 in Sreb-
renica verantwortlich war. Srebrenica, 
eine muslimische Stadt und Enklave im 
serbisch dominierten östlichen Teil der 
Republik Bosnien und Hercegovina 
(„Republika Srpska“), war im April 
1993 während des Bürgerkrieges, zur 
UN-Schutzzone unter Kontrolle von 750 
Blauhelmsoldaten und niederländischem 
Oberbefehl erklärt worden. Im Juli 1995 
eroberte das bosnisch-serbische Drina-
Korps auf Befehl des Präsidenten der 
                                                           
1 Der Tatbestand stimmt wörtlich überein mit 
Art. II der Völkermordkonvention der Ver-
einten Nationen vom 9. 12. 1948 und Art. 6 
des Rom-Statuts des (ständigen) Inter-
nationalen Strafgerichtshofes der Vereinten 
Nationen vom 17. 7. 1998. 
2 www.un.org/icty/Krstic/Trial . 

Republika Srpska, Radovan Karađić, 
und ihres Armeechefs, Radko Mladić, 
die Enklave. Geleitet wurde die Ope-
ration vom Stabschef des Korps, General 
Krstić. In ihrem Verlauf wurden Frauen, 
Kinder und Alte mit Bussen zwangs-
weise aus der Enklave weggeschafft, 
während ca. 7500 männliche Muslime 
wehrfähigen Alters zusammengetrieben, 
ermordet und an geheim gehaltenen Or-
ten verscharrt wurden.3 

Der Fall ‘Krstić’ ist in der und für die 
Geschichte des noch jungen Völkerstraf-
rechts besonders wichtig, denn er stellt 
das erste Urteil wegen Völkermordes 
dar, das ein internationales Strafgericht 
wegen eines in Europa begangenen Ver-
brechens verhängt hat.4 Die Auslegung 
des Genozid-Tatbestandes durch das 
Gericht hat aus diesem Grunde eine über 
den Fall ‘Kristić’ weit hinausweisende 
und hinausreichende Bedeutung und 
Wirkung. Das gilt umso mehr, als die 
rechtlichen Voraussetzungen für die Er-
füllung des Straftatbestandes ‘Völker-
mord’ in mehrfacher Hinsicht umstritten 
sind. Ein Teil der Streitfragen ist auch 
für die rechtliche Qualifizierung der 
Vernichtung großer Teile des arme-
nischen Volkes im Osmanischen Reich 
während des Ersten Weltkrieges rele-
vant. Ihre verbindliche Klärung durch 
ein mit höchster Amtsautorität ausge-
                                                           
3 Julija Bogoeva/ Caroline Fletcher: Ein 
Prozess. Dokumente aus dem Verfahren 
gegen General Radislav Krstić vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien in Den Haag, 
Frankfurt/M 2002; David Rhode: Die letzten 
Tage von Srebrenica, Reinbek 1997; 
Heinrich-Böll-Stiftung (Hrsg.): Srebrenica. 
Erinnerung für die Zukunft, Berlin 2005. 
4 Die erste Verurteilung wegen Völkermordes 
durch ein internationales Strafgericht über-
haupt war die des Ex-Bürgermeisters Jean-
Paul Akayesu am 2. 9. 1998 durch das Inter-
nationale Strafgericht für Ruanda (Fall ICTR-
96-4-T), dem am 4. 9. 1998 ein weiteres 
Urteil gegen den früheren Ministerpräsi-
denten von Ruanda, Jean Kambanda, folgte 
(Fall ICTR-97-23-S). Zu Ruanda siehe den 
Überblick bei Christina Möller: Völkerstraf-
recht und Internationaler Strafgerichtshof – 
kriminologische, straftheoretische und rechts-
politische Aspekte, Münster-Hamburg-
London 2003, S. 195ff. m. w. N. 

stattetes internationales Strafgericht kann 
nicht ohne Rückwirkung auf die weitere 
Behandlung der vor allem in Europa 
politisch besonders heftig diskutierten 
armenisch-türkischen Streitfrage blei-
ben.  

In moralischer, rechtlicher und 
rechtspolitischer Hinsicht weist die 
Vernichtung der Armenier neben ihrer 
Bewertung als Völkermord noch weitere 
Aspekte auf, nämlich kann die Völker-
mordkonvention von 1948 rückwirkend 
auf das Geschehen von 1915/16 ange-
wandt werden, kann heute von den Op-
fern und ihren Nachkommen noch Ent-
schädigung für die damaligen Verluste 
verlangt und durchgesetzt werden, in 
welchem Verfahren, in welcher Form, 
durch welche Organe kann die „Aner-
kennung“, d. h. die förmliche Feststel-
lung des Völkermords erfolgen, und 
sollte die Leugnung von Völkermord im 
Allgemeinen, des an den Armeniern im 
Besonderen strafrechtlich verfolgt wer-
den (können)? 

Hier, im Zusammenhang mit der 
‘Krstić-Entscheidung’, kann in Hinblick 
auf den Völkermord an den Armeniern 
nur die erste, zugleich aber auch beson-
ders umstrittene Frage behandelt wer-
den, nämlich die, unter welchen Voraus-
setzungen der subjektive Tatbestand des 
Völkermordverbrechens als erfüllt an-
gesehen werden darf, also wann auf Sei-
ten des Täters „die Absicht (intent), eine 
nationale, ethnische, rassische oder reli-
giöse Gruppe als solche ganz oder teil-
wiese zu zerstören“, -  mit welchem ju-
ristischen Inhalt - als festgestellt gelten 
kann. Dies ist die Schlüsselfrage, an der 
sich in den allermeisten Fällen entschei-
det, ob verbrecherische Handlungen als 
Völkermord oder aber „nur“ als Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit im Sinne 
von Art. 7 des Rom-Statuts des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes einzustu-
fen sind.  

 
II. Die genozidäre Zerstörungs-
absicht im Lichte der Gerichts-

entscheidung 
 

Die juristische Diskussion über den 
subjektiven Tatbestand des Völker-
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mordverbrechens   gliedert sich in eine 
Reihe von Einzelfragen zu Inhalt, Inten-
sität und Reichweite des genozidären 
Vorsatzes bzw. der Absicht auf. Sie 
können systematisch, wie folgt, aufge-
listet werden: 

1. Ist unter „intent“ der (einfache) 
Vorsatz im Sinne von Wissen und 
Wollen der Tat zu verstehen oder eine 
besonders qualifizierte, auf den Erfolg 
der Tat bezogene Absicht? 

2. Verlangt der subjektive Tatbestand, 
dass der Täter seine verbrecherischen 
Handlungen nach einem vorgefassten 
Plan ausgeführt hat, oder ist dies nicht 
erforderlich? Kann der Entschluss zum 
Völkermord eventuell erst nach dem 
Beginn von „Massakern“ oder sonstigen 
typischen genozidären Aktivitäten fol-
gen? 

3. Muss sich bei genozidären Hand-
lungen (Tötungen; Vertreibungen; Ver-
gewaltigungen usw.), die sich nur gegen 
den Teil einer der vom Genozid-Tat-
bestand geschützten nationalen, ethni-
schen, rassischen oder religiösen Grup-
pen richten, die Zerstörungsabsicht des 
Täters auf die Gruppe insgesamt be-
ziehen oder kann sich die Absicht auf 
die jeweilige „Teilgruppe“ beschränken? 

4. Welche Anforderungen sind an das 
„Profil“ des Teils einer der betreffenden 
Gruppen zu stellen, wenn von genozi-
dären Aktivitäten nur die Teilgruppe 
betroffen ist? 

5. Unter welchen Umständen und 
Voraussetzungen kann die genozidäre 
Absicht juristisch als bewiesen ange-
sehen werden? Darf, anders gefragt, im 
Prinzip von der Art und Weise der Bege-
hung (Erfüllung) des objektiven Völ-
kermordtatbestandes – Tötung; Ver-
treibung; Folterung; Vergewaltigung 
usw. – auf eine (subjektive) genozidäre 
Absicht geschlossen werden? Wenn ja, 
welche Anforderungen sind an den in-
neren Zusammenhang zwischen objek-
tiven Begehungshandlungen und quali-
fizierten Vorsatz (Absicht) zu stellen? 

6. Welche rechtlichen Auswirkungen 
hat es, wenn sich der/ die Täter nicht 
ausschließlich von genozidärer Zerstö-
rungsabsicht leiten lässt/ lassen, sondern 
auch noch von sonstigen, sei es politi-
schen, ideologischen oder wirtschaftli-
chen Motiven? 

Zu diesen Auslegungsproblemen des 
subjektiven Völkermordtatbestandes 
nimmt das Gericht bei seiner rechtlichen 
Würdigung des Krstić-Falles, darüber hi-

naus aber auch in einer Reihe weiterer 
Urteile auseinander, in denen es das 
Vorliegen von Völkermord zwar prüft, 
im Ergebnis aber verneint. Das betrifft 
insbesondere das Strafverfahren bzw. 
Urteil vom 5.7.2001 gegen den bosni-
schen Serben Goran Jelisić wegen un-
menschlicher Handlungen im KZ Luka, 
Distrikt Brčko, an der nördlichen Peri-
pherie von Bosnien und Hercegovina.5 

Bei seiner Auslegung des Völker-
mordtatbestandes kommt das Gericht im 
Hinblick auf den subjektiven Tatbestand 
zu folgenden Erkenntnissen: 

1. Für das Vorliegen des Tatbes-
tandsmerkmals „intent…to destroy“ 
(Zerstörungsabsicht) verlangt das Ge-
richt über den einfachen Vorsatz, d.h. 

über das Wissen und Wollen der Tat hi-
naus, dass die Täter die genozidären 
Handlungen mit einem besonderen, spe-

                                                           
5 Quelle: www.un.org/icty/jelisic/appeal 
judgement (Az. ICTY-95-10-A); Reza 
Fakhreshafaei: Die Rechtsprechung des 
Internationalen Strafgerichtshofes für das 
ehemalige Jugoslawien im Jahre 2001, in: 
German Yearbook of International Law 
(GYIL) Vol. 44 (2001), Berlin 2002, S. 661-
678 (672ff.). Hinzuweisen ist ferner auf das 
Verfahren bzw. Urteil gegen die bosnischen 
Serben Vidoje Blagojević und Dragan Jokić 
vom 17. 1. 2005 (ICTY-02-60), dazu Andrea 
Meyer/ Julia-Pia Schütze: Die Recht-
sprechung des Internationalen Gerichtshofes 
für das ehemalige Jugoslawien im Jahre 
2005, in: GYIL Vol. 48 (2005), Berlin 2006, 
S. 489 – 531 (510ff). 

ziellen Vorsatz (dolus specialis) bege-
hen. Es muss den Tätern darauf ankom-
men, anders gesagt, sie müssen die Ab-
sicht haben, durch ihre Taten die ge-
schützte Gruppe „als solche zu zerstö-
ren“. Das Gericht schließt sich damit 
ausdrücklich den Rechtsauffassungen 
des Internationalen Strafgerichtshofes 
für Ruanda, der International Law Com-
mission der Vereinten Nationen und 
dem Internationalen Gerichtshof (IGH) 
der Vereinten Nationen an.6  

In terminologischer Hinsicht nimmt 
das Gericht zur Kenntnis, dass für die 
Zerstörungsabsicht im Sinne des Völ-
kermordtatbestandes zwar unterschied-
liche Ausdrücke im Umlauf seien – spe-
zial oder „specific intent“, „particular 

intent“, „genocidal intent“ -, ihr recht-
licher Inhalt sei aber derselbe. Das Ge-
richt selbst hält „specific intent“ für vor-
zugswürdig.7 

2. Die Erfüllung des Völkermordtat-
bestandes setzt nicht voraus, dass das 
Verbrechen im Voraus geplant oder 
planmäßig vorbereitet und seine Durch-
führung der Vollzug einer bestimmten 
Politik sei. Für die Erfüllung und Fest-
stellung des subjektiven Tatbestandes 
reicht es aus, dass (erst) während der ge-
nozidären Tathandlungen das Ziel ins 
                                                           
6 Krstić-Entscheidung, para. 571. 
7 ‘Jelisić-Entscheidung’ , para. 45; zu dem 
Problem eingehend William A. Schabas: 
Genozid im Völkerrecht, Hamburg 2003, S. 
284ff.; 289ff. 
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Auge gefasst und angestrebt werde, die 
von der Genozid-Konvention bzw. dem 
Völkermordtatbestand geschützte Grup-
pe als solche zu zerstören.8 

3. Was die Zerstörungsabsicht im Fal-
le von genozidären Handlungen gegen 
den Teil einer Gruppe anbelangt, kommt 
das Gericht zu dem Schluss, dass sich 
die Absicht im Sinne einer überschie-
ßenden Innentendenz auf die gesamte 
Gruppe beziehen muss. Es schließt dies 
aus dem Tatbestandsmerkmal „as such“. 

4. Das Gericht hat als Referenzgruppe 
im Sinne des Völkermordtatbestandes 
nicht alle muslimischen Bosniaken (ca. 
1,4 Mio.), sondern (nur) die damals in 
der UN-Sicherheitszone von Srebrenica 
und Potocari befindlichen ca. 25.000 
Angehörige der Volksgruppe seiner 
Auslegung zugrunde gelegt. Die Tötung 
von ca. 7.500 von ihnen binnen einer 
Woche hat es in quantitative Hinsicht 
ausreichen lassen, dies umso mehr, als es 
sich zugleich um eine besonders quali-
fizierte Teilgruppe handelte: die wehr-
fähigen Muslime von Srebrenica. Unter 
Zustimmung zu dem Urteil der ersten 
Instanz führt das Berufungsgericht aus 
(para. 595): 

„Zugegeben wurden nur die Männer 
im wehrfähigen Alter systematisch mas-
sakriert, aber es ist bezeichnend, dass 
diese Massaker zu einer Zeit geschahen, 
als der Zwangstransfer des Restes der 
muslimischen Bevölkerung in vollem 
Gange war. Die bosnisch-serbischen 
Streitkräfte mussten zu der Zeit, als sie 
entschieden, alle Männer zu töten, wis-
sen, dass diese selektive Zerstörung der 
Gruppe langfristige, schwere Auswir-
kungen auf die ganze Gruppe haben 
würde. Ihr Tod schloss irgendwelche 
wirksame Versuche der bosnischen 
Muslime aus, das Territorium wieder in 
Besitz zu nehmen. Darüber hinaus muss-
te den Streitkräften der bosnischen 
Serben die katastrophale Wirkung be-
wusst sein, welche das Verschwinden 
von zwei oder drei männlichen Gene-
rationen auf das Überleben einer tradi-
tionalen patriarchalischen Gesell-
schaft,…, haben würde. Die bosnisch-
serbischen Streitkräfte wussten zu der 
Zeit, als sie entschieden, alle wehrfähi-
gen Männer zu töten, dass die Kombi-
nation jener Tötungen mit dem Zwangs-
transfer von Frauen, Kindern und Alten 
unvermeidlich das physische Ver-

                                                           
8 Schabas, a. a. O. S. 300f. 

schwinden der bosnisch-muslimischen 
Bevölkerung von Srebrenica nach sich 
ziehen würde. Die Absicht der bosnisch-
serbischen Streitkräfte, die bosnischen 
Muslime von Srebrenica als eine Gruppe 
aufs Korn zu nehmen, wird ferner da-
durch offensichtlich, dass sie die Heim-
stätten der bosnischen Muslime in Sreb.-
renica und Potocari und die Hauptmo-
schee in Srebrenica bald nach dem An-
griff zerstörten.“ 

5. Zu einem der Schlüsselprobleme 
bei der Verfolgung von Völkermord im 
Allgemeinen und der Anwendung der 
Genozid-Konvention im Besonderen, 
nämlich zu den juristischen Anforde-
rungen an den Beweis der Zerstörungs-
absicht, hatte das Gericht in seiner kurz 
vor der ‘Krstić-Urteil’ ergangenen 
‘Jelisić-Entscheidung’ grundsätzlich 
Stellung bezogen:9 Die Zerstörungsab-
sicht muss nicht durch eindeutige, defi-
nitive – mündliche oder schriftliche 
Erklärungen der Täter nachgewiesen 
werden. Vielmehr reicht der indirekte 
Beweis, d. h. die Heranziehung von (ob-
jektiven) Tatsachen aus, die den klaren 
Schluss auf die Absicht zulassen, eine 
nationale, ethnische, rassische oder reli-
giöse Gruppe als solche zu zerstören. 
Wörtlich führt das Gericht aus: „ As to 
proof specific intent, it may, in the ab-
sence of direct explicit evidence, be re-
ferred from a number of facts and cir-
cumstances, such as the general context, 
the perpetration of other culpable acts 
systematically directed against the same 
group, the scale of atrocities committed, 
the systematic targeting of victims on ac-
count of their membership of a particular 
group, or the repetition of destructive 
and discriminatory acts“. 

6. Das Gericht tritt ferner einer ver-
breiteten Meinung entgegen, der sub-
jektive Tatbestand des Völkermordes sei 
nur dann erfüllt, wenn sich der oder die 
Täter allein und ausschließlich von der 
Zerstörungsabsicht gegen die geschützte 
Gruppe leiten ließen. Seien die Taten 
(noch) durch sonstige Zielsetzungen 
oder Bestrebungen politischer, ideologi-
scher oder persönlicher Art motiviert, 
müsse der Vorwurf des Völkermords 
fallen gelassen werden. Das Gericht 
lehnt diese Rechtsauffassung ab. Es 
müsse beim subjektiven Tatbestand auf 
der Täterseite zwischen „specific intent“ 

                                                           
9 Para. 47; siehe dazu auch Schabas (Anm. 7), 
S. 295ff. 

und „motive“ unterschieden werden. 
Weitergehende oder sonstige Beweg-
gründe für die Tat schlössen die Fest-
stellung der genozidären Zerstörungs-
absicht nicht aus. 

7. Im Blick auf die Streitfrage und 
Unsicherheiten in der Rechtsprechung, 
ob bzw. unter welchen Umständen auch 
die Zerstörung des sozialen Zusammen-
haltes der geschützten Gruppe oder die 
ihres kulturellen Erbes als „soziologi-
scher“ oder als „kultureller Völkermord“ 
unter den Schutz der Genozid-Kon-
vention fallen, hat das Gericht festge-
stellt, dass sich der objektive und der 
subjektive Tatbestand des Verbrechens 
de conventione lata nur auf jene Akte 
beziehen könnten, „welche die phy-
sische oder biologische Zerstörung der 
Gruppe oder eines Teils von ihr an-
streben“.10 Der weitergehenden Ent-
scheidung des deutschen Bundesver-
fassungsgerichts schloss es sich aus-
drücklich nicht an.11 Allerdings hält das 
Gericht es für zulässig, zerstörende An-
griffe auf kulturelle und religiöse Güter, 
Institutionen, Symbole usw. oder auf 
soziale Einrichtungen der geschützten 
Gruppen als Indiz für das Vorliegen der 
genozidären Absicht anzusehen und 
argumentativ zu verwerten. 

 
III. Relevanz der Rechtsprechung 

des Strafgerichts für den Völkermord 
an den Armeniern 

 

Die Auslegung und Anwendung des 
Völkermordtatbestandes in seiner sub-
jektiven Dimension durch das Inter-
nationale Strafgericht für das ehemalige 
Jugoslawien (ICTY) ist gewiss in allen, 
ganz besonders aber in drei Punkten von 
Bedeutung für die rechtliche Beurteilung 
und Bewertung der Vernichtung der Ar-
menier im Osmanischen Reich während 
des Ersten Weltkrieges: 

1. Die für die türkische Genozid-
problematik wichtigste Erkenntnis des 
Strafgerichts ist die, dass die Feststellung 
des Völkermords und seine Aburteilung 
                                                           
10 ‘Kristić-Entscheidung’, para. 580.  
11 Entscheidung der 4. Kammer des 2. Senats 
(unter dem Vorsitz der Präsidentin des Ge-
richts, Jutta Limbach) vom 12. 12. 2000 (Az. 
2 BvR 1290/99 – Punkt 4. cc.; Quelle: 
www.bverfg.de); siehe auch Christina Hoß/ 
Russell A. Miller: German Federal 
Constitutional Court and Bosnian War 
Crimes: Liberalizing Germany’s Genocide 
Jurisprudence, in: GYIL Vol. 44 (2001), 
Berlin 2002, S. 576 – 611 (607ff.). 
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nicht den Nachweis verlangt oder 
voraussetzt, dass die Täter die gegen die 
nationale, ethnische, rassische oder reli-
giöse Gruppe gerichteten genozidären 
Handlungen mit Vorbedacht oder plan-
mäßig durchgeführt haben. Selbstver-
ständlich schadet die Vorlage von Doku-
menten, welche derartige Pläne belegen, 
nicht. Das Gericht hält es aber ausdrück-
lich für zulässig, die genozidäre Zerstö-
rungsabsicht des bzw. der Täter indirekt, 
aus den objektiven kriminellen Handlun-
gen, d. h. durch Indizien zu beweisen. 
Selbst wenn sich also die Anklage, dass 
die Vernichtung der Armenier 1915/16 
von der Führung des jungtürkischen Ko-
mitees „Einheit und Fortschritt“ zentral 
angeordnet, einheitlich gesteuert und 
planmäßig durchgeführt wurde, auf kei-
nerlei Dokumente als Beweismaterial 
stützen könnte, ließe sich der Vorwurf 
der genozidären Zerstörungsabsicht mü-
helos, schon allein durch das er-
drückende Material über die stufenweise 
Vorbereitung, über die administrative 
Durchführung, über die breit angelegten 
Dimensionen und über den realen Ab-
lauf der Vernichtungsmaßnahmen, be-
wiesen. Bekanntlich liegen jedoch ge-
nügend Dokumente dafür vor, welche 
die genozidäre Vernichtungsabsicht spä-
testens ab dem Winter 1914/ 1915 unter 
Beweis stellen.12  

2. Der Feststellung der genozidären 
Vernichtungsabsicht auf Seiten der 
politischen Führung des Osmanischen 
Reiches steht nicht entgegen, dass, wie 
die Advokaten der türkischen Position 
der Verneinung eines Genozids argu-
mentieren, es sich bei den gegen die Ar-
menier ergriffenen Maßnahmen (angeb-
lich) um kriegsbedingte Erfordernisse 
zur Sicherung des Staates gegen eine 
(angeblich) im Rücken der Armee mit 
dem Feind kollaborierende ethnische 
Minderheit gehandelt habe. Selbst wenn 
die damalige Führung des Osmanischen 
Reiches von der Ernsthaftigkeit einer 
                                                           
12 Zum ganzen Komplex vgl. nur Vahakn N. 
Dadrian_: The Armenian Genocide in Offi-
cial Turkish Records,in: Jounal of Political 
and Military Sociology Vol. 22 (1994), No. 1 
(Special issue); Taner Akcam: Armenien und 
der Völkermord. Die Instanbuler Prozesse 
und die türkische Nationalbewegung, 
Hamburg 1996, S. 61ff; 71ff; Möller, Völker-
strafrecht (Anm. 4), S. 50ff.; Hans-Lukas 
Kieser/ Dominik J. Schaller (Hg.): Der 
Völkermord an den Armeniern und die 
Shoah. The Armenian Genocide and the 
Shoah, Zürich 2002, S. 21ff (Einleitung). 

solchen Gefahr überzeugt gewesen sein 
sollte, würde es sich bei dieser Be-
gründung der antiarmenischen Maß-
nahmen lediglich um ein politisches 
„Motiv“ handeln, das entsprechend der 
Rechtsprechung des Internationalen 
Strafgerichtshofes für die Frage der Fest-
stellung des Völkermordes belanglos 
wäre. Ein Rechtfertigungsgrund für 
genozidäre Tathandlungen könnte sich 
daraus unter gar keinen Umständen er-
geben. 

3. Die Erkenntnis des Strafgerichts in 
der ‘Krstić-Entscheidung’, dass die ge-
schützte Gruppe im Sinne des Völker-
mordtatbestandes auch ein auf einem be-
grenzten Territorium lebender Teil der 
betreffenden gesamten Nation bzw. Eth-
nos sein könne (die „bosnischen Mus-
lime der Enklave von Srebrenica“) und 
dass ferner die Vernichtung eines durch 
ein qualifiziertes Merkmal herausgeho-
benen Teiles jener geschützten Gruppe 
ebenfalls den Tatbestand des Völker-
mordes erfüllen könne, eröffnet die Pers-
pektive, innerhalb der komplexen und 
sich insgesamt über Jahre hinziehenden 
Vernichtungsmaßnahmen gegen die 
armenische Volksgruppe einzelne ihrer 
„Episoden“ für sich gesehen als 
Völkermord zu qualifizieren. Im Prinzip 
nicht anders als in Srebrenica gehörte es 
zu den genozidären Methoden bei der 
Vernichtung der Armenier, die wehrfä-
higen Männer von dem Rest der Volks-
gruppe zu isolieren und zu töten, wäh-
rend vorwiegend Frauen, Kinder und 
Alte auf die als „Umsiedlungsaktionen“ 
deklarierten Todesmärsche in die sy-
rische Wüste geschickt wurden. Die ab-
sehbaren zerstörerischen Auswirkungen 
und Folgen dieses Vorgehens für das 
physische Überleben, für die künftige 
Existenz der geschützten Gruppe, wie 
sie das Strafgericht für den Fall 
‘Srebrenica’ beschreibt, sind beim 
Völkermord an den Armeniern mit ihrer 
ganzen Schrecklichkeit unumkehrbare 
Realität geworden. 

Abschließend ist festzustellen, dass 
im Spiegel der ‘Kristić-Entscheidung’ 
des Internationalen Strafgerichtshofes 
für das ehemalige Jugoslawien über den 
1995 in der UN-Enklave Srebrenica an 
den bosnischen Muslimen begangenen 
Völkermord an der juristischen Quali-
fizierung der Vernichtung der Armenier 
während des Ersten Weltkrieges im 
Osmanischen Reich als Völkermord – 
bezüglich mancher Ausschnitte aus dem 

komplexen Geschehen wie auch ins-
gesamt – kein Weg vorbeiführt. 

 
IV. Schlussbemerkung: Die IGH-

Entscheidung vom 26.2.2007 
 

Mit dem ‘Srebrenica-Fall’ hat sich 
auch der Internationale Gerichtshof der 
Vereinten Nationen (IGH) aufgrund 
einer (Staaten-)Klage befasst.13. 
Bosnien-Hercegovina hatte sie 1993 ge-
gen Ex-Jugoslawien bzw. Serbien-Mon-
tenegro mit dem Antrag erhoben festzu-
stellen, dass Serbien unter Führung von 
Slobodan Milošević für die „ethnischen 
Säuberungen“ und die sonstigen damit 
verbundenen massenhaften Verbrechen 
der bosnischen Serben in Bosnien-Her-
cegovina verantwortlich sei und dadurch 
die Völkermord-Konvention vom 
9.12.1948 verletzt habe. Der IGH hat in 
seinem Urteil vom 26.2.2007 – in Übe-
reinstimmung mit der ‚Krstić-Ent-
scheidung’ des Internationalen Strafge-
richtshofes für das ehemalige Jugosla-
wien – zwar bestätigt, dass von den bos-
nischen Serbien in Srebrenica ein Völ-
kermord begangen worden sei (vgl. 
para.186-189), es aber abgelehnt, die 
‘ethnischen Säuberungen (als solche) als 
eine tatbestandsmäßige Begehungsform 
von Völkermord anzuerkennen. Die ser-
bische Führung habe zwar durch ihre 
Passivität gegenüber den bosnischen 
Serben dem Völkermord in Bosnien-
Hercegovina Vorschub geleistet, doch 
reiche eine solche indirekte Mitverant-
wortung für die Verurteilung wegen der 
Verletzung der Völkermord-Konvention 
nicht aus. Der IGH wies daher die Klage 
Bosnien-Hercegovinas ab.14 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

——————— 
Zur Person: Prof. Dr. jur. Otto 
Luchterhandt lehrt Öffentliches Recht, 
Völkerrecht und Ostrecht an der Uni-
versität Hamburg. 

                                                           
13 Case concerning the application of the 
Convention on the Prevention and Punish-
ment of the Crime of Genocide. Bosna and 
Herzegovina v. Serbia and Montenegro. 
Judgment vom 26.2.2007, No. 91 
(www.icj.org/cases). 
14 Neue Zürcher Zeitung vom 27.2.2007, S. 
1/3. 


